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Zur o+gen Anfrage emube ich mir, folgendes mitzuteilen. 
I 

Zu 1) ~md 4) 

Im J3unbesdurchschnitt verhält sich die Anzahl der Bewer­

Qungen um Te}efonanschlüsse zur Zahl der Haushalte in 

städtischen und ländlichen Bereichen gleich. Obwohl rund 

63 % aller österreichischen Haushalte sich in Gemeinden 

mit mehr als 5000 Einwohnern und nur 37 % in Gemeinden 
mit einer. geringeren Bevölkerungsdichte befinden 9 werden 

seit Jahren mehr als die Hälfte aller für den Netzausbau 

verfügbaren Mittel in nichtstädtischen Gebieten investierto 
Von geringeren Chancen der nichtstädtischen Bereiche beim 

Telefonausbau kann daher nicht die Rede seino 

Allerdings kann in entlegenen ländlichen Gebieten der 
Netzausbau wegen der enorm hohen Kosten nicht im gleiChen 
Maße vorangetrieben werden, wie in städtischen oder in den 

übrigen ländlichen Bereichen. Denn bei der Netzerweiterung 

müssen die verfLigbaren Mi ttel so eingesetzt werdEn, daß 

möglichst viele Anschlüsse hergestellt werden können? um 

mi t den rückfl ie Benden F'ernsprecheinnahmen einen mögLichst 
hohen Anteil der Aufwendungem für die weitere Ausbautätig­

keit decken zu können~ Einer Erweiterung des gegenwärtig 
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schon sehr umfangreichen Investitionsprogrammes steht 

die Forderung nach vertretbaren FernsprechgebUhren ent­

gegen. Die Post- und Telegraphenverwaltung muß daher 

die AnschlußgebUhren auch künftig nach den Anschluß­
kosten berechnen. Sie empfiehlt deshalb allen Inter­

essenten, sich zu Telefongemeinschaften zusammenzu­

schließen. Denn nur so können auch abgelegene Gebiete 

rationell und damit billiger an das öffentliche Fern­

sprechnetz angeschlossen werden. In diesem Zusammen­
hang soll nicht unerwähnt bleiben, daß sich mit Inkraft­

treten des Bundesgesetzes vom 26. Juni 1974 (Fernmelde­
geblihrengesetznovelle) Aufwendungen von Anschlußgemein­

schaften noch nachträglich mindern können, weil gegen-

über später Anschließenden ein gesetzlicher Anspruch 
auf angemessene Refundierung besteht. 

Zu 2) 

Beim Ausbau des Fernsprechnetzes werden nahezu alle 
Erdarbeiten von Privatfirmen besorgt. Um Anschlußkosten 

zu sparen, kann selbstverständlich auch jeder Anschluß­

nehmer die Grabarbeiten selbst vornehmen. Die eigent­

lichen Anschlußarbeiten müssen allerdings mit RUcksicht 

auf die plan-, fach- und vorschriftsgemäße Ausführung 
auch weiterhin von den dafUr ausgebildeten Fernmelde­

bediensteten geleistet v,u-den, zumal Gespräche mit der 
Elektroindustrie im Falle Vorarlbergs gezeigt haben", 

daß diese entsprechende Fachkräfte gar nicht abstellen 

könnte. 

Zu 31 
Hinsichtlich 9.er Verwendung der Investitionsmittel darf 

ich auf das ~u den Fragen 1 und 4 Gesagte verweisen. 

Die von Herrn Landeshauptmann Dr. Wenzl anfangs Oktober 1973 

öffentlich abgegebene Erklärung, das Land Oberösterreich 
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wäre bereit, 50 Millionen Schilling fUr zusätzliche 
Fernsprechinvestitionen vorzustrecken, wurde sofort 
aufgegriffen. Da eine solche Vorfinanzierung die 
Errichtung der vermittlungstechnischen Einrichtungen 
fUr die Herstellung von rund 2000 HauptanschlUssen im 
Jahre 1975 und von rund 1000 HauptanschlUssen im Jahre 
1976 und, Uberdies den Ausbau der Ortsnetze in Maria 
Schmolln, Grieskirchen, Vöcklabruck, Ried im Innkreis 
und Gaspoltshofen sowie eine Reihe von Kabellegul1gen 
ermöglichen wUrde, wurde der Herr Landeshauptmann schon 
kurz nach Bekanntw.erden dieser Erklärung um Übermittlung 
eines für die BegrUndung der Finanzschuld erforderlichen 
Kreditangebotes des Landes Oberös~erreich gebeten. Obwohl 
diese Bitte anfangs April dieses Jahres wiederholt 'wurde, 
liegt allerdings ein solches rechtsverbindliches Kredit­
angebotbis jetzt noch nicht vor. 
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